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Das Kohleausstiegsgesetz ist nun beschlossen. Der 3. Juli 2020 ist ein
historischer Tag, an den man sich später, in welcher Form auch immer,
erinnern wird. Während im Gesetz analog zum Atomausstieg termingenau die
Abschaltungen entsprechender Kohlekraftwerke aufgeführt sind, gibt es
keinerlei Festlegungen zum Ersatz der dann fehlenden gesicherten
Leistung.
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orange: Kernkraft, grau: Braunkohle, gelb: Steinkohle, blau: Gas
Rest: Photovoltaik, Wind, Biomasse, Hydro
Rote Linien: Bedarf. Die Fragezeichen betreffen die Jahre 2022, 2030 und
2038, die Defizite betragen dann etwa 20, 30 und 60 Gigawatt.
Die Aufhebung des Solardeckels und die Veränderung von Abstandsregeln
für Windkraftanlagen helfen nicht. Abends geht die Sonne unter und im
Winter ist fast jede Flaute auch eine Dunkelflaute. Dabei hätte es des
Kohleausstiegsgesetzes eigentlich nicht bedurft. Der im EEG
(Erneuerbare-Energien-Gesetz) seit 20 Jahren verankerte Einspeisevorrang
sollte dazu führen, dass konventionelle Anlagen durch Ökostromanlagen
dauerhaft verdrängt werden. Das funktioniert aber nur temporär. Der
gesicherte Anteil der Produktion liegt bei bei null Prozent
(Solarstrom), bei einem Prozent (Wind onshore) und zwei Prozent (Wind
offshore), mit anderen Worten – die Erneuerbaren können es nicht. Da
dies inzwischen als nicht zielführend erkannt wurde, gibt es die

https://eike-klima-energie.eu/2020/07/05/klimagerechter-abstieg/


Forderung nach mehr Stromspeichern.
In Kürze wird feierlich die „BigBattery“ in Schwarze Pumpe in der
Lausitz in Betrieb gehen, Europas größter Batteriespeicher. Sie kann 53
Megawattstunden Strom aufnehmen, was der Produktion des gleichnamigen
Kraftwerks von zwei Minuten entspricht und etwa auch dem Verbrauch
Berlins in zwei Minuten. Oder anders gerechnet: Um nur eine
Tagesproduktion des Kraftwerks für windarme Zeiten zu puffern, bräuchte
es 725 solcher Geräte in einem Kostenumfang von etwa 18 Milliarden Euro.
Da dies inzwischen auch als nicht zielführend erkannt wurde, heißt es
nun: „Wasserstoff“. Wasserstoff ist kein abbaubarer Energierohstoff,
sondern ein Energieträger, der energieaufwändig hergestellt werden muss.
Das teuerste Verfahren dazu ist die Elektrolyse mittels Ökostrom. Mehr
als 40 Pilotanlagen Power-to-Gas (P2G) sind deutschlandweit in Betrieb,
einige länger als zehn Jahre. In keiner der Anlagen ließ sich
nachweisen, dass es möglich ist, Wasserstoff zu marktfähigen Preisen zu
produzieren. Deshalb geben die Netzbetreiber in ihren Szenariorahmen an,
dass P2G-Anlagen nicht vor 2035 leistungswirksam sein dürften. Dennoch
sollen nun Anlagen hochskaliert und als Wasserstoffkraftwerke an
bestehenden Kraftwerksstandorten gebaut werden. Um Ökostrom mittels
Wasserstoff zu speichern, bedarf es der Prozesskette Power-to-Gas-to-
Power mit einem Gesamtwirkungsgrad von etwa 25 Prozent im Vergleich zu
100 Prozent bei sofortiger Nutzung des Stroms. Dies ist keine
Stromspeicherung, sondern Energieverschwendung, die zudem gigantische
Überkapazitäten regenerativer Stromerzeugungsanlagen erfordern würde.
Dass diese Überkapazitäten mit geringer Energiedichte und riesigem
Flächenbedarf in unseren Gefilden nicht installierbar sind, ist auch das
inzwischen als nicht zielführend erkannt. Nun heißt es: “Wasserstoff aus
Afrika“. Dazu existiert bereits die „Hydrogen Partnership“ mit der
WASCAL, einem Wissenschaftszentrum elf westafrikanischer Länder, die
einen durchschnittlichen Korruptionsindex von 96 aufweisen. Im Rahmen
unserer nationalen Wasserstoffstrategie wurde besonders Marokko als
potenzielles Lieferland für grünen Wasserstoff erkannt. Marokko selbst
importiert jährlich etwa 10 Millionen Tonnen Steinkohle aus Russland und
Südafrika und nahm 2018 sein 1,4-GW-Kohlekraftwerk Safi in Betrieb.
Vielleicht sollte der dort gewonnene Wasserstoff, wenn es wirtschaftlich
ist, vor Ort zur Emissionssenkung verwendet werden? Die moralische
Frage, ob es angemessen ist, Energie aus armen Ländern abzusaugen und
sie nicht in den Herkunftsländern mit ihrem wachsenden Bedarf als
emissionsarme Energieträger zu belassen, wäre einer dafür noch zu
gründenden Ethikkommission zu überstellen.
„Deutschland ist heute ein großer Importeur von Energie und wird dies
auch in Zukunft bleiben“, heißt es beim BMWi, was in der Sache ungenau
ist. Primärenergie in Form von Öl, Gas und Steinkohle haben wir früher
importiert und werden es weiter tun. Den Strom jedoch konnten wir selbst
erzeugen und zum Teil sogar noch exportieren. Dies wird sich ändern.
Fassen wir zusammen: Wir schalten termingenau versorgungssichernde
Anlagen ab, erzeugen Energiemangel und beheben diesen durch Wasserstoff
aus Afrika – für den es allerdings keinen Termin gibt. Verlierer wird
unsere Kinder- und Enkelgeneration sein, die neben der demografischen



Last hohe Energiepreise aufgebürdet bekommt und den Niedergang der
Industrie wird erleben müssen. Nicht nur Strom, jegliche Energie wird im
Preis weiter steigen. Die CO2-Steuer belastet alle Produkte und viele
Dienstleistungen. Jede Tüte Mehl, die in den Supermarkt gefahren wird,
jeder Rettungswageneinsatz, jeder Schulbus, mit dem die Kinder in die
Stadt fahren, wird teurer. Dadurch werde das Klima gerettet, heißt es.
Das Oberziel ist die Dekarbonisierung Deutschlands bis 2050. Die dann
eingesparten Emissionen werden bis dahin durch das globale
Bevölkerungswachstum um ein Mehrfaches übertroffen sein. Man wird dann
feststellen, dass der Klimawandel weitergeht, aber gleichzeitig durch
die Deindustrialisierung keine Mittel mehr zur Hand sind, sich auf den
Klimawandel einzustellen.
Die staatliche Plankommission der DDR beschloss Fünfjahrespläne, mehr
traute man sich nicht. Das Kohleausstiegsgesetz ist ein 18-Jahres-
Staatsplan, in dem Markt nicht mehr wirkt. Das Energiesystem muss
kleinteilig staatlich reguliert werden. Das sollen Politiker tun, die
schon mit dem Bau eines Flughafens überfordert sind. Das Scheitern ist
absehbar. Die wenigsten der 314 Abgeordneten, die dem
Kohleausstiegsgesetz zustimmten, werden noch Abgeordnete sein, wenn die
Folgen ihrer Entscheidung deutlich werden.
Die nächsten Politikergenerationen werden das tun, was sie üblicherweise
am besten können: Schuldige suchen. Sie können dann in den
Bundestagsprotokollen vom 3. Juli 2020 nachlesen.
Der Beitrag erschien zuerst bei TE hier
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